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Jetzt steht es selbst in der Mo-
natszeitschrift des EVD geschrie-
ben: Wenn man alle Institutionen,
welche sich aus Abgaben mit
obligatorischem Charakter finan-
zieren, mit einbezieht, hat die
Staatsquote in der Schweiz die
Schwelle von 50 Prozent erreicht.
Das heisst, dass in unserem Land
jeder zweite Franken (rund 200
Milliarden Franken im Jahr) 

entweder vom Staat selber oder
von den Sozialversicherungen 
inklusive 2. Säule ausgegeben
wird und somit nicht aus indivi-
duell frei verfügbaren Einkom-
men stammt. Da müssten für alle
liberal denkenden Personen die
Warnlampen rot aufleuchten!
Doch die Politik schaut weg oder
erklärt sich für machtlos. So wie
die Ausgabenpläne des Bundes
derzeit aussehen, steht uns sogar
noch ein weiterer Staatsquoten-
schub bevor, der zwingend zu ei-
ner noch höheren Steuer- und
Abgabenlast führen würde. Die-
ser Trend ist nicht zu verantwor-
ten und muss gebrochen werden
– auch wenn der Wahltermin
2003 näherrückt.

Staatsquote bei 50 Prozent
angelangt!

Rudolf 
Ramsauer,
Direktor 

rudolf.ramsauer@economiesuisse.ch

Schwerpunktthema
Bei der UNO-Abstimmung war
nicht nur Glück im Spiel. Ein
Rückblick auf die Vorbereitung
des Terrains und auf den Ab-
stimmungssonntag. Seite 2

«Business Award»
Mit dem «World Summit Busi-
ness Award for Development Part-
nerships» werden weltweit Un-
ternehmen für ihr Umweltenga-
gement ausgezeichnet.

Entwicklungshilfe
Stellungnahme der Wirtschaft
im Hinblick auf die UNO-Kon-
ferenz «Financing for Develop-
ment» vom 18. bis 22. März in
Monterrey (Mexiko).

Bilaterale II
Am 30. Januar hat der Bundes-
rat die letzten drei Verhand-
lungsmandate für die Bilate-
ralen Verhandlungen II verab-
schiedet. Seite 3Seite 3 Seite 4

Im Hinblick auf die Globa-
lisierung und die wachsende
Konkurrenz spielt die 
Exportrisikogarantie (ERG)
eine wichtige Rolle für die
internationale Wettbewerbs-
fähigkeit.

Die ERG ist ein wichtiges In-
strument zur Förderung des
Aussenhandels. Sie trägt zur
Öffnung von Märkten bei und
begünstigt die Diversifizierung
unserer Absatzmärkte. Der
Bund kann dem Exporteur eine
Garantie gegen Risiken gewäh-
ren, die weder von ihm noch
vom ausländischen Kunden be-
einflussbar sind und die der
Markt nicht unter wettbewerbs-
fähigen Bedingungen versi-
chern kann. Die ERG handelt
also subsidiär. Der Garantie-
nehmer zahlt eine bestimmte
Gebühr je nach eingegangenen
Risiken, Garantiesumme und
Garantiedauer. Die Gebühren
müssen die Eigenwirtschaft-
lichkeit langfristig gewährleis-
ten. Im Jahr 2001 wurden Ver-
träge für etwa 2,1 Milliarden
Franken versichert – das gesam-
te Engagement beträgt 8,7
Milliarden. Am Ende des Ge-
schäftsjahrs war das Ergebnis
erneut positiv. Dadurch konnten
dem Bund weitere 100 Millio-
nen Franken zurückgezahlt
werden. Der Bundesvorschuss
betrug am 31. Dezember 2001
450 Millionen Franken. Im ver-
gangenen Jahr bezahlte die

ERG dafür Zinsen in der Höhe
von 20 Millionen Franken. 

Neue Bedürfnisse
Im letzten Jahrzehnt konnte man
als Folge der allgemeinen Ten-
denz zur Privatisierung und De-
regulierung eine Verlagerung
der Risiken vom öffentlichen
zum privaten Sektor beobach-
ten. Im Gegensatz zu den ande-
ren Industrieländern deckt die
Schweiz das private Käufer-
risiko ohne Bankgarantien über
die ERG nicht ab. Durch diesen
Nachteil verlieren viele Export-
unternehmen und somit der ge-
samte schweizerische Produk-
tionsstandort an Wettbewerbs-
fähigkeit. Solange der Handel
mit Osteuropa und den Entwick-
lungsländern sich auf den öf-
fentlichen Bereich beschränkte
oder über staatliche Banken 
abgewickelt wurde, hatte die
Tatsache, dass die Deckung 
des Insolvenzrisikos bei priva-
ten Kunden ausgeschlossen ist,
kaum Folgen. Heute schwindet
aber der Anteil der Exporte, bei
denen die ERG das Delkredere-
risiko decken kann. 
Die letzte Gesetzesänderung
geht auf das Jahr 1995 zurück.
Damals wurde es möglich, un-
widerrufliche Akkreditive und
Garantien geprüfter privater
Banken anzuerkennen und das
Risiko ihrer Nichteinlösung zu
versichern. Der schnelle Wan-
del auf internationaler Ebene
bedingt eine regelmässige Über-

prüfung des Leistungsangebots.
In diesem Zusammenhang reich-
te Nationalrat Schneider-Am-
mann eine parlamentarische
Motion ein, welche die gegen-
wärtigen Lücken schliessen will
und eine Anpassung unserer Be-
stimmungen an diejenigen unse-
rer wichtigsten Konkurrenten
anstrebt. Daraufhin beauftragte
der Vorsteher des Eidgenössi-
schen Volkswirtschaftsdeparte-
ments die Verwaltung, den Be-
darf einer Gesetzesänderung zu
prüfen und einen Vorschlag aus-
zuarbeiten, der besonders die
Risiken und das Ziel der finan-
ziellen Unabhängigkeit der ERG
wie auch der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit berück-
sichtigt. Im Besonderen ist zu
untersuchen, wie eine Deckung
des privaten Käuferrisikos ein-
geführt und in Form einer Risi-
kogemeinschaft, im Sinne einer 
öffentlich-privaten Partnerschaft,
genutzt werden könnte.       

Mehrere offene Fragen 
Die ERG ist in einem Bereich
tätig, in dem Zielkonflikte zu
vermeiden sind. Es geht einer-
seits darum, dafür zu sorgen,
dass die Unternehmen in der
Schweiz über gleich lange
Spiesse verfügen wie ihre aus-
ländischen Konkurrenten (För-
derung der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit). Andererseits
darf den Schweizer Unterneh-
men keine direkte Hilfe zukom-

Umfassende Leistungen der ERG

Fortsetzung auf Seite 2
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Schwerpunkt

Physikalische Betrachtungen zum UNO-JA
Am 3. März sagten Volk und
Stände JA zum UNO-Beitritt.
Für den Beitritt haben sich
sehr viele Kreise eingesetzt,
dem JA der Wirtschaft kam in
der Abstimmung eine beson-
dere Bedeutung zu.

«Zitterpartie» und «knapper
Ausgang» titelten die Schweizer
Zeitungen am Montag nach der
UNO-Abstimmung. Der 3. März
war tatsächlich ein spannender
Abstimmungssonntag und das
Ständemehr hing lange an einem
dünnen Faden. Völlig zu Recht
haben jedoch bereits am Sonntag
viele Kommentatoren darauf hin-
gewiesen, dass das Ständemehr
eine sehr hohe Hürde darstellt. Es
ist schwieriger, an der Urne ein
JA zu vertreten. Abstimmungs-
gegenstände sind wie Gegen-
stände des Alltags einer Schwer-
kraft ausgesetzt. Wenn man ei-
nen Abstimmungsgegenstand
fallen lässt, fällt er ins Nein. 

Terrainvorbereitung
Dies gilt bei einer aussenpoliti-
schen Frage wie dem Beitritt zur
UNO ganz besonders. Der Nut-
zen des Beitritts liess sich nicht
auf Franken und Rappen berech-
nen. Klar war jedoch, dass ein

Nein zur UNO der Schweiz einen
erheblichen aussenpolitischen
Schaden zufügen würde. Inso-
fern ist das JA von Volk und Stän-
den auch von erheblicher wirt-
schaftlicher Bedeutung.
Die Kommunikations-
abteilung von economie-
suisse begann bereits En-
de 2000 mit der Planung
der Abstimmungskam-
pagne. Im Januar 2001
bewilligte der Vorstands-
ausschuss die Strategie
zur Unterstützung der Volksini-
tiative. Sie bestand aus drei Stu-
fen. Erstens organisierte econo-
miesuisse eine Abstimmungs-
kampagne für die Revision des
Militärgesetzes. Zweitens sollte
mit einer UNO-Vorkampagne ab
Mitte 2001 das Terrain besetzt
und drittens mit einer Hauptkam-
pagne ab Januar 2002 das JA an
der Urne gesichert  werden. 
Die Zustimmung zur Revision
des Militärgesetzes gelang am
10. Juni 2001 mit beschei-
denen Mitteln – angesichts einer
sehr emotionalen und finanzstar-
ken Grosskampagne der Gegner.
Das JA schuf im Sommer 2001
die Ausgangslage für eine Vor-
kampagne der Informations-
gruppe Schweiz-UNO, welche

die gute Zusammenarbeit der
Schweiz mit der UNO betonte.
Es gelang in der zweiten Hälfte
2001 das Image der UNO in der
Schweiz zu steigern. Dies ob-

wohl die aussen- und
innenpolitische Verunsi-
cherung eher den Geg-
nern des UNO-Beitritts in
die Hände spielte.   

Nicht nur Glück
Von Anfang an war klar,
dass das Ständemehr bei

der UNO-Abstimmung eine hö-
here Hürde als das Volksmehr
darstellen würde. Ein Volksmehr
lag mit einem JA der Romandie
und den grossen Agglomeratio-
nen im Bereich des Möglichen. 
Das Ständemehr jedoch war
fraglich. Für ein Ständemehr
braucht es zwölf Stände. Auf-
grund einer genauen Analyse der
aussenpolitischen Abstimmun-
gen der letzten 20 Jahre legten
wir eine wahrscheinliche Rang-
folge der Kantone bei der UNO-
Abstimmung fest. Dabei ergaben
sich zehn relativ sichere Stände.
Als eigentliche Wackelkantone
definierten wir Luzern, Aargau
und Wallis. Ein JA in anderen
Kantonen wie St.Gallen oder
Graubünden war zwar möglich,

jedoch eher unwahrscheinlich,
wenn es mit dem Volksmehr
knapp würde. Aufgrund dieser
Analyse entschied sich die Kam-
pagnenleitung bei economie-
suisse schon im letzten Herbst
für ein verstärktes Engagement
in Luzern, Aargau und Wallis.
Von diesen drei Kantonen muss-
ten zwei gewonnen werden. Das 
Ziel wurde zwar im Aargau
knapp verfehlt, dafür im Wallis
und in Luzern erreicht. Die
UNO-Abstimmung ging glück-
lich aus – nur Glück war es 
jedoch nicht. Dass das UNO-
JA nicht der Schwerkraft des
Neins zum Opfer fiel, hat einiges
mit dem Engagement der Wirt-
schaft zu tun. 

men, die sie bevorzugt (ver-
steckte Subventionierung). Es
geht auch darum, den Unterneh-
men ein Instrument anzubieten,
das seine eigenen Betriebs-
kosten mit den von den Garan-
tienehmern bezahlten Gebühren
selber decken kann (finanzielle
Unabhängigkeit), ohne dass sei-
ne Leistungen die Privatwirt-
schaft konkurrenzieren (Subsi-
diarität). Deshalb vertrat der
Vorstandsausschuss von econo-
miesuisse an seiner letzten Sit-
zung die Ansicht, dass es sinn-
voll sei, das Leistungsangebot
der ERG jetzt zu überdenken. Er
will dieses Projekt wohlwollend
behandeln und den Abände-
rungsentwurf des Gesetzes in al-
len Einzelheiten prüfen, sobald
er ausgearbeitet ist.

Fortsetzung von Seite 1 Standortfaktor  Kommunikationsinfrastruktur
Eine Studie belegt den
grossen indirekten 
Nutzen der mobilen
Kommunikation für die
Unternehmen.

Kürzlich wurde eine im
Auftrag von economie-
suisse durch die BAK Kon-
junkturforschung Basel AG
erstellte Studie über den
volkswirtschaftlichen Nut-
zen der mobilen Kommunika-
tion (Telefonie und Datentrans-
fer) vorgestellt. Der Kommuni-
kationssektor erwirtschaftet rund
drei Prozent des schweizerischen
Bruttoinlandproduktes und be-
schäftigt 2,5 Prozent aller Er-
werbstätigen. Der Mobilfunk hat
daran einen Anteil von rund 
20 Prozent. Dank des kräftigen
Wachstums in der zweiten Hälfte

der 90er Jahre hat der Mobilfunk
50 Prozent des Wachstums im
Kommunikationssektor bewirkt.

Nutzen für Unternehmen
Wichtiger als die direkten sind
gemäss der Studie die indirekten
Auswirkungen der Mobilkom-
munikation für die Unterneh-
men. Der Mobilfunk trägt heute
schon in den klassischen Bran-

chen der Investitionsgüter-
industrie, im Baugewerbe,
im Verkehrssektor, im Ver-
lags- und Druckgewerbe,
bei den Banken und bei
den Dienstleistungen zur
Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit bei.

Bedeutender 
Datentransfer
Als Branchen mit gros-

sem Potenzial werden in der
Studie die Investitionsgüter-
industrie, der Verkehr sowie die
Energie- und Wasserversorgung
genannt. Die Bedeutung der
Mobilfunknetze wird in Zukunft
vor allem im Bereich Daten-
transfer sowohl für KMU wie
auch für die im internationalen
Wettbewerb stehenden Bran-
chen noch zunehmen.florent.roduit@economiesuisse.ch

Urs Rellstab,
Leiter
Kommunikation

Nein zur 36-h-Woche
economiesuisse hat im Auftrag
und in enger Zusammenarbeit
mit dem Arbeitgeberverband
auch die Kampagne gegen die 
gewerkschaftliche Initiative
«für eine kürzere Arbeitszeit»
geführt. Das wuchtige Nein 
ist eine Ohrfeige für die 
Gewerkschaften. Volk und
Stände haben die wirtschaft-
lich negativen Auswirkungen
der Initiative klar erkannt.
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CH-EU: Bilaterale Verhandlungen II
Am 30. Januar hat der
Bundesrat die letzten drei Ver-
handlungsmandate für die 
Bilateralen Verhandlungen II
verabschiedet.

Am 21. November 2001 hat 
der Bundesrat die letzten drei 
Verhandlungsmandate für die
Bilateralen Verhandlungen II
(Dienstleistungen, Schengen/
Dublin und Zinsbesteuerung)
unter Vorbehalt verabschiedet.
Die Kantone und die aussenpoli-
tischen Kommissionen der Räte
hatten Gelegenheit, sich bis Ende
Januar 2002 dazu zu äussern. Die
Wirtschaft, die von diesen Ver-
handlungen ebenfalls stark be-
troffen sein wird, wurde nicht of-
fiziell in diesen Prozess einbezo-
gen. Am 30. Januar 2002 hat der
Bundesrat die erwähnten Man-
date definitiv beschlossen.
Im Gegensatz zu den Verhand-
lungen über die sieben sektoriel-
len Abkommen (Bilaterale I), die

in naher Zukunft in Kraft treten
werden, ist bezüglich der kom-
menden bzw. bereits begonnenen
Verhandlungen in Wirtschafts-
kreisen Skepsis festzustellen.
Wohl gibt es auch für die Unter-
nehmen Aktivinteressen (verar-
beitete Landwirtschaftsproduk-
te, Teile des Dienstleistungsdos-
siers – Versicherungen, Teile von
Schengen/Dublin, Abbau von
grenzüberschreitenden Doppel-
besteuerungen), doch besteht der
Eindruck, dass die EU die
Schweiz in vielen Bereichen zu
Konzessionen treiben könnte, die
vitale Interessen der Wirtschaft
negativ tangieren würden. 

Aus Sicht von economiesuisse
sind folgende Vorgaben von
zentraler Bedeutung:
■ Der in der Schweiz bestehende
Schutz der Privatsphäre für na-
türliche und juristische Personen
ist zu wahren. Eine Gefährdung
dieses Rechtsgutes, worunter

auch das Bankkundengeheimnis
zu zählen ist, ist auf alle Fälle zu
vermeiden.
■ Grundsätzlich sollen Abkom-
men, die eine automatische
Übernahme des künftigen acquis
communautaire beinhalten, ver-
mieden werden. Solange die
Schweiz der EU nicht beitritt,
soll sie sich die Vorteile einer
freien Hand wahren. 

Weitere bilaterale Verhandlun-
gen müssen die Position der
schweizerischen Volkswirtschaft
insgesamt verbessern und dürfen
sie nicht verschlechtern. Die 
Aktivinteressen der schweizeri-
schen Wirtschaft sind zu wahren.
Es soll versucht werden, dort wo
dies möglich ist (z.B. im Falle der
verarbeiteten Landwirtschafts-
produkte), einen vorzeitigen Ab-
schluss («early harvest») zu ver-
einbaren. 

Die Revitalisierung 
des Lissabon-Prozesses 
Der EU-Gipfel in Barcelona
Mitte März befasst sich 
unter anderem mit dem so 
genannten Lissabon-Prozess.
Demzufolge will die EU 
bis 2010 zum mächtigsten
Wirtschaftsblock der Welt 
werden.

Die Lissabon-Strategie bein-
haltet umfassende Strukturre-
formen. Verstärkter Wettbe-
werb soll zu mehr Effizienz, 
tieferen Produktionskosten und
einer höheren Arbeitsproduk-
tivität führen. Die Liberali-
sierungsbestrebungen betreffen
vor allem die Bereiche Energie-
märkte, Post- und Transport-
wesen. Weitere Anliegen sind
etwa die Schaffung eines in-
tegrierten Finanzmarktes, ein 
europaweit gültiges Patent und
die Erhöhung der Beschäfti-
gungsquote.

Liberalisierungen sollen 
EU-Wettbewerbsfähigkeit
stärken
Die geplanten und eingelei-
teten Liberalisierungen in der 
EU sollen die Effizienz er-
höhen und dadurch der euro-
päischen Wirtschaft zu mehr
Wettbewerbsfähigkeit verhel-
fen. 
Die EU wird alles daran setzen,
die Vision eines grossen und 
effizienten Binnenmarktes zu
realisieren. Die Gefahr der 
Diskriminierung von Drittlän-
dern wird zunehmen. 
Als kleine, offene Volks-
wirtschaft ist die Schweiz auf
gute Aussenhandelsbeziehun-
gen mit der EU angewiesen.
Und eines ist klar: So stark, 
innovativ und kompetitiv die
Schweizer Wirtschaft auch sein
mag, eine Veränderung der 
europäischen Wettbewerbsfä-
higkeit, eine Stärkung des Wirt-
schaftsstandorts Europa wird
sich direkt auf die schweize-
rische Volkswirtschaft aus-
wirken. Nicht nur die EU 
ist also in den nächsten Jah-
ren vor grosse Herausforderun-
gen gestellt, sondern auch die
Schweiz. 

gregor.kuendig@econonomiesuisse.ch

Auszeichnung für vorbildliches
Umweltengagement
Mit dem «Business Award»
sollen weltweit Unternehmen
auf den ökonomischen 
Nutzen eines gezielten Umwelt-
managements sensibilisiert
werden.

Mit dem im Jahr 2000 erstmals
verliehenen «World Summit 
Business Award for Develop-
ment Partnerships» zeichnen die
International Chamber of Com-
merce (ICC) und das United 
Nations Environment Programme
(UNEP) weltweit zwölf Unter-
nehmen und Partnerschaften für
ihr Umweltengagement aus. Die
Awards 2002 werden anläss-
lich des World Summit on 
Sustainable Development vom 
2. bis 11. September 2002 in 
Johannesburg überreicht.
Mit dem alljährlich ausgeschrie-
benen «Business Award» sollen
weltweit Unternehmen auf den
ökonomischen Nutzen eines ge-
zielten auf Nachhaltigkeit ausge-
richteten Umweltmanagements
sensibilisiert werden. Ein vor-
bildliches Umweltprogramm
kommt nicht nur der Umwelt 

zugute, es stärkt die Marktposi-
tion, fördert die Akzeptanz und
verschafft im Weltmarkt einen
Wettbewerbsvorteil.

Rückschau
Der Weltgipfel bietet ausserdem
Gelegenheit für eine umfassende
Rückschau auf das seit der Uni-
ted Nations Conference on En-
vironment and Development
(UNCED) 1992 in der nachhalti-
gen Entwicklung bereits Erreich-
te und für einen Ausblick auf die
Herausforderungen der Zukunft.
Die Auszeichnungen werden rea-
le Beispiele ins Scheinwerfer-
licht rücken und zeigen, welche
Aufgaben bewältigt wurden, mit
welchen Hindernissen die Pro-
jekte konfrontiert waren und 
welche Lehren gezogen wurden.
Darüber hinaus können diese er-
folgreichen Partnerschaften da-
bei helfen zu erkennen, worauf
sich künftige Anstrengungen
konzentrieren sollen.

Eingaben noch möglich
Noch bis 22. März nimmt ICC
Switzerland Eingaben für den

«Business Award» entgegen. 
Eine international zusammen-
gesetzte Jury aus Vertreterin-
nen und Vertretern der ICC, der
UNEP und anderer führender
Organisationen der Zivilgesell-
schaft beurteilt die von den Na-
tionalkomitees der ICC einge-
reichten Projekte. Im Jahr 2000
durfte unter anderem auch das
Schweizer Unternehmen Rohner
Textil AG eine Auszeichnung
entgegennehmen.
ICC nimmt weltweit eine führen-
de Position in Umweltfragen und
in der Förderung einer nachhalti-
gen Entwicklung ein. Sie moti-
viert die Unternehmen, sich für
Umweltbelange zu engagieren
und appelliert an Verantwortung
und freiwillige Selbstverpflich-
tung der Wirtschaft.
Weitere Informationen zum
«World Summit Business Award
for Development Partnerships»:
www.iccwbo.org/sdcharter/
corp_init/awards/sd_award.asp

www.economiesuisse.ch/d/br/

www.icc-switzerland.ch

www.iccwbo.org
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Informationsstelle für
Umwelt- und Soziallabels:
www.labelinfo.ch
Wer wissen möchte, wofür die
bunten Labels auf Produkten
und Verpackungen stehen, und
wer sicher sein will, dass das, was
sie versprechen, auch kontrol-
liert wird, kann sich ab sofort 
informieren.

Labels werden zwar wahr-
genommen, doch ihre Vielfalt
und die unterschiedlichen Aus-
sagen machen es schwer, sie 
als zuverlässige Orientierungs-
hilfe zu gebrauchen. Praktischer 
Umweltschutz Schweiz (Pusch), 
eine unabhängige Stiftung, hat
deshalb eine Informationsstelle
für Umwelt- und Soziallabels
aufgebaut. Die Stelle will Trans-
parenz schaffen und die Glaub-
würdigkeit der Labels erhöhen.
Damit will Pusch, im Einklang
mit economiesuisse, welche frei-
willige, international abgestützte 
Labels als marktwirtschaftliches
Instrument einer nachhaltigen
Politik anerkennt, den umwelt-
bewussten und sozialverantwort-
lichen Konsum im Sinne der
nachhaltigen Entwicklung för-
dern.
Die Informationsstelle für Um-
welt- und Soziallabels erteilt Aus-
kunft über alle in der Schweiz ge-
bräuchlichen Labels. Basis bildet
eine von Pusch erstellte Daten-
bank. Sie ist im Internet über
www.labelinfo.ch abrufbar. Wer
weitere Informationen möchte,
kann diese schriftlich oder per E-
Mail anfordern. Die Auswahl aus-
ländischer Zeichen beschränkt
sich zurzeit auf das EU-Ecolabel
und die staatlichen Zeichen der
europäischen Länder. Links zu
Organisationen, die ähnliche 
Datenbanken im Ausland betrei-
ben, erleichtern jedoch die Suche
in anderen Ländern. Die Pusch-
Infostelle richtet sich grundsätz-
lich an Fachleute aus Wirtschaft
und Verwaltung sowie Konsu-
mentinnen und Konsumenten.

www.labelinfo.ch

Förderung schwefelfreier Treibstoffe
Schwefelfreie Treibstoffe 
ermöglichen den optimalen
Einsatz sparsamer Auto-
motoren der neusten Gene-
ration und innovativer 
Techniken zur Abgasnach-
behandlung.

Auch beim bestehenden Fahr-
zeugpark führen die schwefel-
freien Treibstoffe zu einer Ver-
minderung der Abgasemissio-
nen. Schwefelfreie Treibstoffe
tragen somit zur Reduktion des
Treibstoffverbrauchs und der
CO2-Emissionen bei. 
economiesuisse unterstützt des-
halb das Vorhaben des Bundes-

rates, die Einführung von Treib-
stoffen mit einem Schwefelge-
halt von 10ppm oder weniger
mittels einer Lenkungsabgabe
auf schwefelreichen Treibstof-
fen ab dem 1. Januar 2004 zu
fördern. Sie ist ein sinnvoller
und wichtiger Bestandteil der
Strategie zur Erfüllung des
CO2-Gesetzes im Verkehrsbe-
reich.

Positive Erfahrungen
Die Ausgestaltung der auf-
kommensneutralen Lenkungs-
abgabe knüpft an die positi-
ven Erfahrungen mit derjeni-
gen auf dem Schwefelgehalt

von Heizöl «extraleicht» an, 
wo die Abgabe dank früh-
zeitiger Ankündigung unmittel-
bar nach der Einführung ihre
volle Lenkungswirkung entfal-
ten konnte. 

Tiefere Mineralölsteuer
Damit das Ziel des CO2-Geset-
zes im Verkehrsbereich erreicht
werden kann, bedarf es aber 
neben der Förderung der Ein-
führung von schwefelfreien
Treibstoffen auch so zügig wie
möglich die haushaltsneutrale
Absenkung der Mineralölsteuer
auf Dieselöl zulasten des Ben-
zins.

rene.buholzer@economiesuisse.ch

Wirtschaft und Entwicklungshilfe
Stellungnahme der Wirtschaft
im Hinblick auf die 
UNO-Konferenz «Financing 
for Development» vom 18. bis
22. März 2002 in Monterrey 
in Mexiko.

Nach dem Ja des Souveräns 
zum UNO-Beitritt nimmt die
Schweiz faktisch als Vollmit-
glied an der bevorstehenden
UNO-Weltkonferenz «Financing
for Development» teil, die vom
18. bis 22. März 2002 in Mon-
terrey in Mexiko stattfindet. Im
Hinblick darauf und angesichts
der wichtigen Rolle von schwei-
zerischen Unternehmen als
weltweite Direktinvestoren und
der Stellung der Schweiz als
internationaler Finanzplatz hat
economiesuisse ein Positions-
papier verfasst. Neben der Rolle
von Staat und Wirtschaft im
Entwicklungsprozess behandelt
das Papier die Mobilisierung
von in- und ausländischen priva-
ten finanziellen Ressourcen,
den internationalen Handel als
Wachstums- und Entwicklungs-
motor sowie die Finanzmarkt-
stabilität als öffentliches Gut.
Schliesslich wird auch auf die
schweizerische Entwicklungs-
hilfe eingegangen.

Wirtschaftliche Entwicklung
beschleunigen
Beim heutigen Stand der ar-
beitsteilig organisierten Welt-
wirtschaft bieten sich zurück-
gebliebenen Ländern nach der

Überzeugung von economie-
suisse vielfältige Möglichkei-
ten, die wirtschaftliche Entwick-
lung zu beschleunigen. Einer-
seits ermöglicht die Teilnahme
am internationalen Waren- und
Dienstleistungsaustausch eine
wachsende Spezialisierung und
damit verbunden gesamtwirt-
schaftliche Produktivitätsfort-
schritte, die im Kampf gegen die
Armut wichtig sind. Zum an-
dern führen Direktinvestitionen
und Kapitalzufuhren nicht nur
zu höheren Investitionen, als 
es den inländischen Ersparnis-
sen entspräche, sondern
ebenfalls zum Trans-
fer von unentbehrlichem
Managementwissen und
Technologie. 

Keine «Armutsfalle»
Eine «Armutsfalle», die
nur durch eine massive
Erhöhung der staatlichen Ent-
wicklungshilfe zu durchbrechen
wäre, gibt es im heutigen Welt-
wirtschaftssystem nicht. Inso-
fern sind einfache normative
Richtgrössen bzw. ein rein me-
chanistisches Füllen von ver-
meintlichen «Financing gaps»
im Lichte der bisherigen ent-
wicklungspolitischen Erfahrun-
gen auch keine realistischen Zie-
le. Vielmehr sollten alle Mög-
lichkeiten des heutigen Welt-
wirtschaftssystems für den
Wachstumsprozess in den Ent-
wicklungsländern besser dienst-
bar gemacht werden.

Erwartungen der Wirtschaft
Die Wirtschaft hat sich stets zur
schweizerischen Entwicklungs-
hilfe bekannt. Allerdings hat sie
sich nie offiziell zu einer be-
stimmten Richtgrösse ausge-
sprochen, weil sich solche Nor-
men ökonomisch nicht begrün-
den lassen. Wenn der Bundesrat
im aussenpolitischen Bericht
vom 15. November 2000 für die
schweizerische Entwicklungs-
hilfe eine Zielgrösse von 0,4
Prozent des Bruttosozialpro-
duktes bis 2010 festgelegt hat,
so kann es sich dabei nur um 

eine politische Absichts-
erklärung handeln. Denn
kein staatlicher Aus-
gabenbereich kann aus
dem Verteilungskampf
um knappe staatliche
Mittel herausgehalten
werden. Die Entwick-
lungshilfe kann deshalb

nicht für sich in Anspruch 
nehmen, von Kürzungen ausge-
schlossen zu werden, die sich
aus übergeordneten finanzwirt-
schaftlichen Erfordernissen auf-
drängen. Die Wirtschaft er-
wartet, dass die Schweiz an der
bevorstehenden UNO-Konfe-
renz «Financing for Develop-
ment» nicht Erklärungen unter-
schreibt bzw. Stellungnahmen
abgibt, die weder mit den Haus-
haltsperspektiven noch mit einer
marktwirtschaftlichen Ordnung
vereinbar sind.

www.economiesuisse.ch

Rudolf Walser, 
Mitglied der
Geschäftsleitung
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Vernehmlassungen

Mit der Teilnahme am CH21
Impulsprogramm bekennen
sich die Mitglieder zu einer
aktiven Schweiz im digitalen
Zeitalter. An einem Kongress
vom 16. bis 17.April wird eine
erste Bilanz gezogen.

Auf der Plattform des CH21
Impulsprogramms werden be-
stehende Förderprogramme im
Bereich der Informations- und
Kommunikationstechnologie ge-
bündelt und Impulse zu neuen
Aktivitäten ausgelöst. In einer
Zeit der immer rascheren 
technologischen Veränderun-
gen hängt die Wettbewerbs-
fähigkeit eines Landes, seiner
Wirtschaft und seiner Institutio-
nen massgeblich davon ab, wie
rasch und in welchem Ausmass
die Informations- und Kom-
munikationstechnologien ein-
gesetzt werden.

Chance packen
Das CH21 Impulsprogramm ist
eine private Initiative und wird
von Persönlichkeiten aus Wirt-
schaft, Verbänden, Hochschu-
len, Politik und Verwaltung

unterstützt. Mit der Teilnahme
am CH21 Impulsprogramm be-
kennen sich die Initianten und
die Teilnehmer zu einer aktiven
Schweiz im digitalen Zeitalter.
Die Schweiz soll in der Infor-
mations- und Kommunikations-
technologie eine Spitzenposi-
tion einnehmen bei der Aus-
und Weiterbildung, im Staat (e-
government), in der Gesell-
schaft und der Wirtschaft. 

Teilnehmer verpflichtet
Die Teilnehmer unterzeichnen
eine Charta und verpflichten
sich damit, bis Ende 2002 
eigene Massnahmen zu ergrei-
fen oder bestehende Aktivitäten 
zu unterstützen. Unternehmen
können beispielsweise lokale
Schulen mit ihren Informati-
kern unterstützen, die Lehrerin-
nen und Lehrer aus- und weiter-
bilden und für die Auswahl und
den Ausbau der Informatik-
infrastruktur zur Verfügung ste-
hen. Oder ein Unternehmen 
ermöglicht auch den nicht am
Computer arbeitenden Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern ei-
nen Internet-Ausbildungskurs

und stellt ihnen stark vergüns-
tigte PCs für zu Hause zur 
Verfügung. Eine Organisation
schreibt einen Preis aus und
zeichnet Projekte aus, die der
«digitalen Zweiklassen-Gesell-
schaft» entgegenwirken. 

CH21 Impulsprogramm: 
zwei Tage des Dialogs

14. März 2002

– Entwurf zur Änderung der
Verordnung über umweltge-
fährdende Stoffe betreffend
ozonschichtabbauende Stoffe
und in der Luft stabile Stoffe

– Entwurf zur Änderung der
Stoffverordnung und der Luft-
reinhalteverordnung
Kontakt: rene.buholzer@
economiesuisse.ch

Vernehmlassung zur Vorlage 
Tourismusförderung des Bundes
Kontakt: peter.hutzli@
economiesuisse.ch

15. März 2002

Vernehmlassung zur Verord-
nung zum Bundesgesetz über
die Ausweise für Schweizer
Staatsangehörige (Ausweisver-
ordnung VawG)
Kontakt: thomas.pletscher@
economiesuisse.ch 

22. März 2002

Konsultation im Rahmen des
Projekts ENUM (Telephone
Number Mapping)
Kontakt: rene.buholzer@
economiesuisse.ch

Änderung der Verordnung
über die Lenkungsabgabe auf
flüchtigen organischen Verbin-
dungen (VOCV)
Kontakt: rene.buholzer@
economiesuisse.ch

Vernehmlassung zur Änderung
der Verordnung über Organi-
sation und Aufgaben der wirt-
schaftlichen Landesversorgung
(Organisationsverordnung
Landesversorgung)
Kontakt: peter.hutzli@
economiesuisse.ch

31. März 2002

Vernehmlassung zu den Ge-
meinsamen Tarifen 4b – 4d im
Urheberrechtsgesetz 
Kontakt: thomas.pletscher@
economiesuisse.ch 

12. April 2002 

Anträge zu den bilateralen Ver-
handlungen in der WTO/GATS
(Dienstleistungen) 
Kontakt: thomas.pletscher@
economiesuisse.ch

Mitglieder, die sich an einer Vernehm-
lassung beteiligen möchten, können die
Unterlagen bei economiesuisse anfordern.

Name

Vorname

Funktion

Firma

Strasse 

PLZ/Ort

E-Mail

Talon bitte ausgefüllt faxen an: 01 / 421 34 34
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●● «Wirtschaftspolitik in der 
Schweiz 2001»
Perspektiven und Schwerpunkte der
Schweizer Wirtschaftspolitik für 
Opinion-Leader, Medien und Wirt-
schaftsvertreter. Gratis.

●● «Steuerkonzept»
Vorschläge der Wirtschaft zur 
Neugestaltung der Finanzordnung. 
Broschüre, 32 Seiten, Fr. 10.–.

●● «E-Mail-Service» 
Aktuelle Meldungen von economie-
suisse.ch  wöchentlich direkt auf Ihrem
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Zweiter Kongress
Die Teilnehmer und weitere
Interessierte treffen sich vom
16. bis 17. April 2002 zum
zweiten Kongress in Rüschli-
kon im Centre for global dia-
logue, wo auch ausgewählte
Projekte vorgestellt werden.
Referentinnen und Referenten
aus Wirtschaft, Politik, Wis-
senschaft und öffentlicher
Verwaltung stellen erfolgrei-
che Programme vor und dis-
kutieren über weitere innova-
tive Massnahmen. Informa-
tion und Know-how-Transfer
sind die Ziele des Kongresses.
Themen sind unter anderem
die Zukunft von e-business,
angewandte Beispiele aus der
Bioinformatik, die Herausfor-
derung «digitale Bildung»
und e-government sowie zahl-
reiche Workshops. Das voll-
ständige Programm ist auf
www.ch21.ch zu finden.

www.ch21.ch

●● «Europa – Optionen und Hausaufgaben»
Broschüre, 48 Seiten. Gratis.

●● Portrait economiesuisse
Arbeitsgebiete, Dienstleistungen, Ziele 
sowie Organisation des Verbandes. Gratis.

●● Schweizerische Bildungs-, Forschungs-
und Technologiepolitik 
Perspektiven bis 2007. Gratis.

●● Die Finanzierung von Entwicklung aus
Sicht der Schweizer Wirtschaft
Stellungnahme im Hinblick auf die 
UNO-Konferenz «Financing for Develop-
ment» in Monterrey (Mexiko) 
vom 18.  bis 22. März 2002. Gratis.

●● «Facts der Wirtschaft»
Abstimmungs-Magazin für Opinion-
Leader, Medien, Wirtschaftsvertreter
und Öffentlichkeit. Abonnement, 
4–5-mal jährlich. Gratis.

●● «Dossier Politik, Pressedienst»
Für Medienvertreter, Politiker und 
politisch Interessierte. 
Erscheint wöchentlich. Gratis.

●● «Newsletter» 
Für Führungskräfte und Kader aus 
Wirtschaft, Medien und Politik. 
Erscheint monatlich, Abonnement. 
Gratis.


